Kreis Heinsberg
Heinsberg, 29. 05. 2024
Der Landrat

Amt für Umwelt und Verkehrsplanung
70 80 77 / Br 

B E K A N N T G A B E
Abgrabung gem. § 3 Abgrabungsgesetz in der Stadt Wegberg, Gemarkung Wegberg, Flur 77, Flurstücke 52, 152, 175-177 und 101 tlw. („Bremenacker“) der Firma Westkies Betriebsgesellschaft Mönchengladbach mbH

Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls nach § 9 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

Die Firma Westkies Betriebsgesellschaft Mönchengladbach mbH, Krefelder Str. 170, 41063 Mönchengladbach betreibt eine Abgrabung zur Gewinnung von Sand und Kies auf einer Fläche von ca. 17,63 ha. Die Bodenschätze werden im Wege des Trockenabbaus gewonnen.

Der Genehmigung vom 31.08.2015 beinhaltet eine Umweltverträglichkeitsprüfung.

Firma Westkies hat am 17.05.2024 die Änderung der Genehmigung in der zurzeit gültigen Fassung beantragt. 
Gegenstand ist die Änderung der Rekultivierung für den Abgrabungsabschnitt 2 und Herausnahme dieser Fläche aus dem Abgrabungsrecht.

Wird ein Vorhaben geändert, für das eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt worden ist, so besteht gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 UVPG für das Änderungsvorhaben die Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-Pflicht), wenn die allgemeine Vorprüfung ergibt, dass die Änderung zusätzliche erhebliche nachteilige oder andere erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen hervorrufen kann.
Die allgemeine Vorprüfung auf der Grundlage der vorgelegten Antragsunterlagen und eigener Informationen sowie unter Berücksichtigung der in Anlage 2 zu § 1 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung im Land Nordrhein-Westfalen genannten Kriterien hat ergeben, dass durch das Änderungsvorhaben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten sind.
Für das Änderungsvorhaben besteht daher keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung.
Diese Feststellung ist gem. § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht selbstständig anfechtbar.
Die gem. § 5 Abs. 2 UVPG erforderliche Information der Öffentlichkeit erfolgt mit dieser Bekanntgabe. 
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